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Internationales Steuerrecht

BFH: Gesonderte und einheitliche Gewinnfeststellung bei
Beteiligung einer ausländischen Familienstiftung

Ist eine ausländische Familienstiftung an einer inländischen Personengesellschaft beteiligt,
ist der in Deutschland unbeschränkt steuerpflichtige Stifter nicht in die gesonderte und
einheitliche Feststellung des Gewinns der Personengesellschaft als Feststellungsbeteiligter
einzubeziehen. Ist die ausländische Familienstiftung in Deutschland weder unbeschränkt
noch beschränkt steuerpflichtig, ist auch sie nicht mit dem auf sie entfallenden
Gewinnanteil in die gesonderte und einheitliche Feststellung aufzunehmen.

Sachverhalt
Die Klägerin ist eine GmbH & Co. KG mit Sitz in Deutschland. Gesellschaftszweck besteht in
dem Erwerb und der Verwaltung von verzinslichen Anleihen. Die Komplementärin der
Klägerin ist eine GmbH ohne Einlageverpflichtung und Ergebnisbeteiligung. Als
Kommanditistin war eine Stiftung mit Sitz in und Geschäftsleitung in Liechtenstein und eine
weitere Person beteiligt. Zweck der Stiftung war die Verwaltung des Stiftungsvermögens
einschließlich der Beteiligung an inländischen und ausländischen Personen- und
Kapitalgesellschaften sowie die Ausreichung von Zuwendungen an den Stifter bzw. die
Familienmitglieder des Stifters. 

Für das Streitjahr 2007 deklarierte die Klägerin in ihrer Erklärung zur gesonderten und
einheitlichen Feststellung von Grundlagen negative Einkünfte aus Kapitalvermögen. Dabei
beantragte sie die Verteilung der negativen Einkünfte u.a. auf den Stifter sowie der Stiftung.
Das Finanzamt lehnte die Einbeziehung des Stifters und der Stiftung in die Feststellung ab.
Die hiergegen erhobene Klage war erfolglos.

Entscheidung
Das FG hat zu Recht entschieden, dass weder der Stifter, noch die Stiftung in die gesonderte
und einheitliche Feststellung einzubeziehen sind. 

Der Stifter ist nicht als Feststellungsbeteiligter aufzunehmen, da er nicht an den im
Streitjahr gemeinschaftlich erzielten Einkünften der Klägerin beteiligt war. Als
Feststellungsbeteiligter wird nur einbezogen, wer von mehreren Personen an
einkommensteuerpflichtigen oder körperschaftsteuerpflichtigen Einkünften beteiligt ist (§
180 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a AO). Mehrere Personen sind an Einkünften beteiligt, wenn sie den
Tatbestand der Einkunftserzielung in einer Gesellschaft oder Gemeinschaft erfüllen. Wer
nicht Gesellschafter oder Gemeinschafter ist, ist nicht an den gemeinschaftlichen Einkünften
beteiligt. Der Stifter ist auch nicht deshalb als ein an den gemeinsamen Einkünften
Beteiligter zu behandeln, weil gemäß § 15 Abs. 1 S. 1 AStG das Vermögen und Einkommen
einer Familienstiftung, die ihre Geschäftsleitung und ihren Sitz außerhalb des
Geltungsbereichs dieses Gesetzes hat, dem Stifter zugerechnet wird, wenn dieser
unbeschränkt steuerpflichtig ist. § 15 Abs. 1 Satz 1 AStG wirkt sich auf das
Feststellungsverfahren nicht aus (vgl. BFH, Beschluss vom 08.04.2009). Anderes käme nur
dann in Betracht, wenn § 15 Abs. 1 S. 1 AStG die Rechtssubjektqualität der Familienstiftung
durchbrechen würde, so dass der Stifter unmittelbar als an der Stiftung Beteiligter
behandelt werden könnte. Dies ist indes nicht der Fall. 

Auch die Stiftung ist nicht in die gesonderte und einheitliche Feststellung aufzunehmen. Wie
sich aus dem Wortlaut des § 180 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a AO ergibt, sind lediglich die im Inland
einkommensteuerpflichtigen oder körperschaftsteuerpflichtigen Einkünfte festzustellen (vgl.
BFH, Urteil vom 24.04.2007). Da weder das Einkommensteuergesetz noch das
Körperschaftsteuergesetz eine Einkommensteuerpflicht oder Körperschaftsteuerpflicht der
Personengesellschaft kennen, kann darunter nur die Summe der Gewinnanteile fallen, die
in der Person der Gesellschafter im Inland steuerpflichtig sind. Aus dem Gewinn der
Personengesellschaft sind deshalb sowohl die im Inland nicht steuerbaren als auch die hier
steuerfreien Einkünfte auszuscheiden Dies gilt insbesondere für die nicht steuerbaren
Einkünfte außerhalb des § 49 EStG. Im Streitfall fehlt es an im Inland



einkommensteuerpflichtigen oder körperschaftsteuerpflichtigen Einkünften. Die Stiftung ist
ausschließlich in Liechtenstein ansässig und deshalb in Deutschland nicht unbeschränkt
steuerpflichtig. Sie ist ebenso wenig mit ihrem Gewinnanteil in Deutschland beschränkt
steuerpflichtig, da sie keine inländische Einkünfte i.S.d. § 8 Abs. 1 KStG 2002 i.V.m. § 49 EStG
2002 erzielte. Insbesondere erzielte sie aufgrund ihrer Beteiligung an der Klägerin unstreitig
keine – mangels gewerblicher Prägung der Klägerin allein in Betracht kommenden –
inländischen Einkünfte aus Kapitalvermögen gemäß § 49 Abs. 1 Nr. 5 Buchst. c
Doppelbuchst. cc EStG 2002. § 180 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a AO auch nicht analog anzuwenden,
da es an einer dafür erforderlichen planwidrigen Regelungslücke fehlt.
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Streitjahr 2007 
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Finanzgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 30.03.2011, 4 K 1723/09 
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